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1
Partizipation und Mit-
bestimmung

Die deutsche Betriebsverfassung ist durch
ein Übergewicht von repräsentativen vor
direkten Teilhabeformen gekennzeichnet.
Die schwache rechtliche Normierung des
Verhältnisses von institutionalisierter Mit-
bestimmung zur direkten Beschäftigten-
partizipation führte in den letzten Jahr-
zehnten immer wieder zu Debatten, die al-
lerdings unter unterschiedlichen Vorzei-
chen geführt wurden. Die Frage der
„Mitbestimmung am Arbeitsplatz“ etwa
flammte mehrfach auf. Auch wenn ihre
Ausweitung zu den wiederkehrenden For-
derungen der Gewerkschaften gehörte, war
sie doch zu keinem Zeitpunkt bei ihnen
unumstritten. Die zwiespältige Haltung
führte oft zu langen Diskussionen, hinter
denen vor allem die Angst vor einer Unter-
spülung der gefestigten Interessenvertre-
tungsstrukturen stand: „Die Gewerkschaf-
ten befürchteten in neuen und zusätzlichen
Institutionen auf der betrieblichen Ebene,
und zwar neben Betriebsräten und Ver-
trauensleuten, eine Aufsplitterung der In-
teressenvertretung, eine Aushöhlung der
Betriebsverfassung, eine Schwächung der
Tarifpolitik und damit insgesamt eine Ge-
fahr für die gewerkschaftliche Solidarität“
(Leminsky 1985, S. 153).

Ähnliches gilt für die Debatten zur Hu-
manisierung der Arbeit in den 1970er/80er
Jahren, in denen die Partizipationsproble-
matik bereits tief durchleuchtet wurde

Diskurs, wie Dörre festhielt, „zu einem
Schlüsselbegriff des zeitgenössischen Ma-
nagementwissens (geworden). Partizipati-
on an zuvor von der Hierarchie monopoli-
sierten Entscheidungsprozessen galt nun
als Königsweg, um Arbeiter und Angestell-
te für anspruchsvollere Tätigkeiten zu mo-
tivieren“ (Dörre 2002, S. 17f.). Ein neues
Management nahm auf diese Weise po-
puläre Versatzstücke einer anerkannten
Forderung nach mehr Teilhabe auf und in-
tegrierte sie in ein Konzept einer immer
stärker marktgetriebenen Unternehmens-
reorganisation, nicht zuletzt zum Zwecke
der Verantwortungsverlagerung nach un-
ten, aber auch aus der Erkenntnis heraus,
dass die traditionellen Formen der Kontrol-
le abhängiger Arbeit an Grenzen stießen.
Vor dem Hintergrund, dass sie in der Regel
von den Firmenleitungen ausgingen, hat
Schmierl (2001, S. 440) die individuellen
Partizipationsformen als eine Form der Ab-
kehr vom traditionellen System der indus-
triellen Beziehungen gedeutet.

Hybride Beteiligungsformen am Beispiel 
sachkundiger Arbeitnehmer

Ulrich Brinkmann
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Der § 80 Abs. 2 Satz 3 BetrVG, der die Einbeziehung betrieblicher Auskunftspersonen in die Betriebsratsarbeit regelt, ist eine Neuerung
des im Jahr 2001 novellierten Betriebsverfassungsgesetzes, die nicht nur in der breiten Öffentlichkeit, sondern ebenso unter Betriebs-
akteuren bislang wenig beachtet wird. Der Beitrag analysiert vor dem Hintergrund der Diskussion um das Verhältnis von Mitbestim-
mung und Partizipation dieses wirkungsvolle und noch wenig genutzte Instrument an der Schnittstelle von repräsentativer Mitbe-
stimmung und direkter Partizipation anhand empirischer Ergebnisse, die aus der wissenschaftlichen Begleitung eines Pilotprojekts der
IG Metall gewonnen wurden. Durch die rechtlich abgesicherte Kooperation von Betriebsrat und Beschäftigten kann – so die These –
dem Verhältnis von Partizipation und Mitbestimmung eine neue Facette verliehen und Beschäftigteninteressen zu mehr Durchset-
zungsfähigkeit verholfen werden.

(Fricke 1975; Fricke et al. 1981). Sie thema-
tisierten soziale Innovation unter der Vor-
aussetzung von Beschäftigtenbeteiligung
und verbanden damit die Demokratiefrage
mit der Frage nach produktiver und „guter
Arbeit“, die – mit und zwischen Gewerk-
schaften durchaus auch konfliktorisch –
nicht zuletzt in gewerkschaftlichen Beteili-
gungsprojekten vorangetrieben wurde
(Gerlach/Trautwein-Kalms 1980).

Dieses spezifische Vorzeichen der Parti-
zipationspostulate „von unten“ wechselte
dann im Kontext der Offensive neuer Ma-
nagementkonzepte in den 1980er und
1990er Jahren. Insbesondere in Varianten
der Lean Production und im Human Re-
source Management (HRM) ab Mitte der
1980er Jahre tauchten vermehrt Partizipa-
tionsofferten „von oben“ auf (Marching-
ton 1995, S. 280). Die Politik einer vom Ma-
nagement an die Beschäftigten übertra-
genen direkten Partizipation zielte auf die
Mobilisierung ihrer Produktionsintelligenz
im Sinne betrieblicher Reorganisation.
Nicht wenige GewerkschafterInnen und
BetriebsrätInnen wurden von ihr über-
rascht, da sie einerseits von ihnen vorgetra-
gene Postulate nach mehr Teilhaberechten
zwar formal erfüllte, andererseits mit die-
sen Zugeständnissen nicht sehr weitge-
hend, dafür aber selektiv war und nicht sel-
ten Konkurrenzen zu etablierten Betriebs-
ratsrechten oder zu neuen Managementan-
geboten einer „delegativen Partizipation“
(Greifenstein et al. 1993) durch den Be-
triebsrat schuf.

Vielerorts gerieten die gewählten Be-
legschaftsvertretungen in eine strategische
Defensive, denn Beteiligung war in diesem
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Die Verkehrung der mit den neuen Par-
tizipationsangeboten verbundenen Motive
und Ziele macht dabei den angesproche-
nen Vorzeichenwechsel deutlich, ihre for-
malen Ähnlichkeiten zu den Ansätzen 15
Jahre zuvor irritierten die Betroffenen
ebenso wie Gewerkschaften und Wissen-
schaftlerInnen. Die Einschätzungen vari-
ierten entsprechend von skeptischen
(Mahnkopf 1989) bis hin zu optimisti-
schen Positionen, die den Bedeutungszu-
wachs lebendiger Arbeit betonten (Helfert
1992).1

Die Skepsis hatte aber auch andere Ur-
sachen, denn die erweiterte delegierte Par-
tizipation gründete nicht auf einer institu-
tionellen Absicherung, sondern auf dem
Wohlwollen eines geneigten Managements.
Es fanden sich im Zuge der Lean Produc-
tion-Welle kaum Beispiele für eine Modifi-
zierung des betrieblichen Regulationsmo-
dus zum nachhaltigen Schutz gewährter
Partizipationsofferten oder zur präzisen
Ausdifferenzierung des Verhältnisses zur
gewählten Vertretung. Im Gegenteil: Die
gewährte Teilhabe wurde in vielen Fällen
aus Kosten-, Effizienz- oder Gründen der
Machtrestauration wieder entzogen
(Springer 1999). Dörres Resümee lautet da-
her:„Nüchtern muss man registrieren, dass
(…) die ‘lose Koppelung’ von Beteiligung
und Mitbestimmung für die Betriebsräte
auf einen Verlust von Regelungskompetenz
hinauslaufen kann. Das ließe sich kompen-
sieren, wenn auch die neuen Formen dele-
gierter Partizipation, die informell gewähr-
te Beteiligung von Betriebsräten an Reor-
ganisations-, Investitions-, Produkt- und
Standortentscheidungen, rechtsverbind-
lich abgesichert und damit verallgemeinert
würden.“ (Dörre 2002, S. 410f.).

Wie der folgende Abschnitt 2 zeigt, spie-
gelt sich die Spannung zwischen institutio-
nalisierter Mitbestimmung und direkter
Partizipation auch im Gesetzgebungspro-
zess zum novellierten Betriebsverfassungs-
gesetz wider. Wie sie sich in der betriebli-
chen Praxis bei der Einbeziehung sachkun-
diger Arbeitnehmer niederschlägt, resü-
miert der nachfolgende Abschnitt 3, in dem
wesentliche Merkmale und Konsequenzen
von betrieblichen Beteiligungsprojekten auf
Basis empirischer Erfahrungen aus einem
IG Metall-Pilotprojekt zum § 80 Abs. 2
Satz 3 vorgestellt und diskutiert werden.
Der Beitrag schließt mit einem Fazit, das ei-
ne vorsichtig optimistische Prognose zur
Anwendung des neuen Paragrafen für den
Betriebsrat enthält (Abschnitt 4).

2
Die Novellierung des 
BetrVG von 2001

Die Novellierung des BetrVG im Jahr 2001
erfolgte vor dem Hintergrund des weit(er)-
hin unklaren Verhältnisses von direkter
Partizipation zu den Institutionen der
Mitbestimmung einerseits sowie anderer-
seits der Angebote „gemanagter Partizipa-
tion“ (Greifenstein et al. 1993) in den
1990er Jahren, die Betriebsräte und Ge-
werkschaften nicht selten in eine Partizipa-
tions-Defensive gebracht hatten. Parallel
dazu geriet der Flächentarifvertrag schlei-
chend unter Druck und verlor immer mehr
seine Funktion als ultimative Absicherung
und Fluchtpunkt auch für die betrieblichen
Parteien. Vor diesem Hintergrund brachte
die rot-grüne Bundesregierung eine Re-
form der Betriebsverfassung mit dem Ziel
auf den Weg, „die betriebliche Mitbestim-
mung im Interesse der Beteiligung und
Motivation der Arbeitnehmer (zu) stär-
ken“, wozu sie vor allem eine „Modernisie-
rung der Arbeitsbedingungen des Betriebs-
rats (anstrebte), insbesondere durch mo-
derne Techniken und Delegation von Be-
teiligungsrechten durch den Betriebsrat an
Arbeitsgruppen“ sowie durch die „stärkere
Einbeziehung des Einzelnen in die Arbeit
des Betriebsrats“ (Deutscher Bundestag
2001b, S. 1ff.).

Für die SPD brachte der MdB Brandner
unter anderem vor: „Die Mitarbeiter brau-
chen auch Rechte, auf die sie sich gegebe-
nenfalls berufen können. Menschen, die en-
gagiert mitarbeiten, müssen auch an den
Entscheidungen beteiligt werden“ (Deut-
scher Bundestag 2001c: 17396). Die Abge-
ordnete der Grünen Dückert (Deutscher
Bundestag 2001c: 17399) ergänzte: „Uns
geht es bei der Mitbestimmung natürlich
darum, die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer durch eine Konstruktion der
kollektiven Vertretung zu stärken. Uns geht
es aber auch darum, die individuellen Rech-
te von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern zu stärken. Auch dies ist ein Prinzip
der Demokratie. Uns geht es ebenso darum,
die Rechte von Gruppen und nicht nur die
Rechte von Institutionen zu stärken. Des-
wegen sind in diesem Gesetz Elemente zur
Stärkung von Individualrechten vertreten,
zum Beispiel dadurch, (…) dass wir erst-
mals in einem Mitbestimmungsgesetz die
Möglichkeit der Delegation von Mitbestim-

mungsrechten von den Betriebsräten an Ar-
beitsgruppen, an Gruppen, die im Team ar-
beiten, verankert haben“.

In das novellierte BetrVG ging als § 80
Abs. 2 Satz 3, BetrVG die folgende Ergän-
zung ein:„Soweit es zur ordnungsgemäßen
Erfüllung der Aufgaben des Betriebsrats er-
forderlich ist, hat der Arbeitgeber ihm
sachkundige Arbeitnehmer als Auskunfts-
personen zur Verfügung zu stellen; er 
hat hierbei die Vorschläge des Betriebsrats
zu berücksichtigen, soweit betriebliche
Notwendigkeiten nicht entgegenstehen“.
Damit ist ein rechtsförmiger Anspruch for-
muliert – die „Erforderlichkeit“ festzustel-
len liegt im Ermessensspielraum des Be-
triebsrats, der in der Regel auch die sach-
kundigen Arbeitnehmer auswählt (Becker
et al. 2002). Eine Ablehnung einer benann-
ten Auskunftsperson durch den Arbeitge-
ber kann nur unter sehr engen Vorausset-
zungen geschehen (z. B. aufgrund wichti-
ger Terminaufträge etc.).

Zwar ändert sich dadurch nicht die
„strukturelle Paternalität der Betriebsver-
fassung“ wie der Sachverständige Blanke
(Deutscher Bundestag 2001a, S. 61) zu
Recht betonte. Auf eine unmittelbare In-
teressenvertretung wird weitgehend ver-
zichtet, der Einschub stellt aber einen Ver-
such dar, die institutionalisierte Mitbe-
stimmung und (projektförmige) Partizipa-
tion miteinander zu kombinieren. Es
entsteht damit eine hybride, „zwitterhafte“
Konstruktion, die zwei formal bislang oft
unverbundene Welten systematisch zusam-
menfügt. Indem er das Initiativrecht beim
Betriebsrat belässt, hält der eingefügte Satz
zwar an der Logik der einheitlichen Inter-
essenrepräsentation fest, eröffnet aber
gleichzeitig ein weites Feld für projektför-
mige Partizipationsmodelle, die sich in-
haltlich wiederum auf die Erfüllung von
Betriebsratsaufgaben beziehen.

Der hybride Charakter dieser Beteili-
gungsform antwortet auf das Problem 
einer bislang fehlenden tragfähigen institu-
tionellen Grundlage von Partizipation so-
wie auf neue Anforderungen durch indivi-
duelle, ausdifferenzierte Einstellungsmus-
ter von Beschäftigten. Gleichzeitig eröffnet
diese Mischform den Betriebsräten einen

1 Ein ganz ähnliches Phänomen von Ambivalenz fin-
det sich gegen Ende der 1990er Jahre im Falle der
Vertrauensarbeitszeit (Seifert/Brinkmann 2003).
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Korridor, die dargestellte strategische De-
fensive in der Partizipationsfrage zu über-
winden.

3
Die Untersuchung

Die insgesamt auffällig geringe Beachtung
der Passage zur Einbeziehung sachkundi-
ger Arbeitnehmer während des Gesetzge-
bungsverfahrens setzte sich auch in den
nachfolgenden drei Jahren fort. Bis dahin
gibt es kaum Erfahrungen mit dem Ansatz
in der betrieblichen Praxis. Um die Poten-
ziale der Neuregelungen ausleuchten zu
können, initiierte der IG Metall-Vorstand
(FB Betriebspolitik) im Jahr 2004 das Pro-
jekt „Beteiligung organisieren mit dem
neuen BetrVG“. Ziel war es, in sechs Betrie-
ben mit eigens konzipierten Beteiligungs-
projekten aufzuzeigen, wie die aktive Nut-
zung des neuen Paragrafen die Betriebs-
ratsarbeit stärken und auf ein breiteres
Fundament stellen kann.2

In den Beispielbetrieben aus dem Or-
ganisationsbereich der IG Metall wurden
Themen behandelt, deren Dringlichkeit
von Seiten der jeweiligen Interessenvertre-
tung als besonders hoch eingestuft wurde.
Die Einbindung sachkundiger Arbeitneh-
mer als betriebliche Auskunftspersonen in
die jeweiligen Projekte war nach Einschät-
zung der betroffenen Betriebsräte eine not-
wendige Voraussetzung, denn in keinem
der Fälle verfügte der Betriebsrat über aus-
reichend personelle und fachliche Ressour-
cen, um die Projekte in alleiniger Regie
durchzuführen. Die Bandbreite der unter-
schiedlichen Projekte umfasste 

– die Umsetzung des in der Metall- und
Elektroindustrie abgeschlossenen Entgelt-
rahmentarifvertrags (ERA),
– die Vorbereitung einer Betriebsvereinba-
rung zum Prämienlohn,
– die Überprüfung der Entlohnungs-
grundlage,
– die Vorbereitung einer Betriebsvereinba-
rung zur Gestaltung der betrieblichen Ar-
beitszeit,
– die Vorbereitung einer Betriebsvereinba-
rung zum Qualifizierungsbedarf sowie 
– die Erstellung neuer Gefährdungsanaly-
sen.

Die Beschäftigtenzahl der sechs Pilotunter-
nehmen reicht von 180 Beschäftigten im

kleinsten bis zu 15.000 Beschäftigten im
größten Unternehmen mit entsprechend
unterschiedlichen institutionellen und per-
sonellen Voraussetzungen betrieblicher In-
teressenvertretungsgremien.

3.1 ERGEBNISSE AUS DEN BETEILI-
GUNGSPROJEKTEN

(1) Investition in die Zukunft
Vorneweg: Die sechs Projekte haben deut-
lich gemacht, dass beteiligungsorientierte
Interessenvertretungsarbeit nach § 80 Abs.
2 Satz 3 grundsätzlich gute Chancen zur
Stärkung gewerkschaftlicher Betriebspoli-
tik eröffnet, in ihrer Durchführung jedoch
voraussetzungsvoll ist. Zu nennen ist vor
allem der hohe zeitliche Anfangsaufwand
für alle beteiligten Akteure – insbesondere
für den Betriebsrat. Auf mittlere Sicht – so
deutet sich durchweg an – können Be-
triebsratsgremien bei wachsender Aufga-
benlast aber mit einer Arbeitsentlastung
rechnen.

Zu Beginn des betrieblichen Projekts
steht dessen Konzeption durch das Be-
triebsratsgremium. Es folgt die Auswahl
und Schulung kooperierender, auskunfts-
fähiger Beschäftigter, die zielgerichtete Ver-
arbeitung der im Projektverlauf gewonnen
Informationen/Daten sowie die Vermitt-
lung zwischen den beteiligten Akteuren.
Die zeitnahe Umsetzung und Beendigung
der Beteiligungsprojekte wurde durch die
Überlastung vieler Betriebsräte deutlich er-
schwert. Hier schlägt der „hohe betriebli-
che Problemdruck“ (Bispinck 2005) zu Bu-
che, der regelmäßig in den WSI-Betriebs-
und Personalrätebefragungen festgestellt
wurde (Schäfer 2005).

Diese Belastung führte dazu, dass in-
nerhalb der einjährigen Begleitphase le-
diglich eines der sechs Projekte abge-
schlossen werden konnte. Ein weiteres
Projekt wurde wenige Wochen nach der
Begleitphase durch eine entsprechende Be-
triebsvereinbarung zum Abschluss ge-
bracht. Mit Blick auf die mögliche Entlas-
tung des Betriebsrats sind beteiligungsori-
entierte Projekte auf der Grundlage des
novellierten Betriebsverfassungsgesetzes
im gegenwärtigen Stadium vor allem als
„Zukunftsinvestition“ zu betrachten. In all
denjenigen Unternehmen, in denen Be-
schäftigtenpartizipation bislang gar nicht,
sporadisch oder nur in ihrer management-
dominierten Form praktiziert wurde,
reichte die gute Absicht des Betriebsrats
nicht aus, traditionelles Stellvertreterhan-

deln zu überwinden und Beteiligungspro-
zesse zu starten.

Das zeitnahe Erreichen sichtbarer Er-
gebnisse ist das beste Argument für Be-
schäftigtenpartizipation. Dafür haben sich
zwei Voraussetzungen als unabdingbar er-
wiesen:

– die Fähigkeit des Betriebsrats, ein kom-
paktes, übersichtliches und im Rahmen
von Beschäftigtenpartizipation durchführ-
bares Thema zu definieren.
– die Ausdauer, den partizipatorischen
Ansatz in aller Konsequenz über die ge-
samte Projektdauer durchzuhalten.

Im Falle positiv verlaufender Beteiligungs-
projekte profitiert der „investierende“ Be-
triebsrat von einer erhöhten Partizipati-
onsbereitschaft und -kompetenz seitens
der Beschäftigten, die die Interessenvertre-
tungsarbeit verbessern und den Betriebsrat
perspektivisch entlasten.

(2) Einbindung der Beschäftigten
Die Einbindung der Sachkundigen in Be-
teiligungsprojekte führte in allen sechs Un-
ternehmen zu Ergebnissen, von denen
nicht nur Beschäftigte und Interessenver-
tretung, sondern in der Regel auch die Ar-
beitgeber profitierten. Ihre stärkere Einbe-
ziehung in Betriebsratsbelange versetzte
die Beschäftigten in die Lage, Aspekte mit-
zugestalten, die sie unmittelbar betreffen
(z. B. richtige Eingruppierung, Prämien-
lohn,Arbeitszeit). Interessenvertretungsar-
beit verliert für die Beschäftigten auf diese
Weise ihren formellen, mitunter abgeho-
benen Charakter.

In dem in Abschnitt 3.2 dargestellten
Fallbeispiel berichtet der zuständige Be-
triebsrat von der durchweg positiven Reak-
tion der Beschäftigten auf das Partizipati-
onsangebot und ihrer hohen Bereitschaft,
sich als betriebliche Experten einzubrin-
gen: „Endlich fragt ihr uns!“ – so die knap-
pe Erwiderung der auf stärkere Anerken-
nung und Berücksichtigung ihrer Kompe-
tenzen und Sichtweisen bedachten Be-
schäftigen in diesem Fall. Für den
Betriebsrat stellt sich die offenkundige Ver-
besserung ein, mit Hilfe zeitweise freige-
stellter Beschäftigter systematischer als zu-
vor deren Sachverstand einzubeziehen und
so noch fundiertere Projektarbeit leisten zu

2 Wissenschaftlich begleitet wurde das Projekt 
vom FIAB (Recklinghausen), Projektdurchführung:
U. Brinkmann, F. Speidel.
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(5) Rechtlich-institutionelle Absicherung
Die Projektzusammenarbeit zwischen Be-
triebsrat und Beschäftigten wurde nur in
einem der sechs Fälle (Abschnitt 3.2) mit
einem formellen Antrag des Betriebsrats
auf Freistellung sachkundiger Arbeitneh-
mer beim Arbeitgeber begründet. Alle Pro-
jekte wurden zwar ausdrücklich unter Ver-
weis auf das neue Instrument des § 80 Abs.
2 Satz 3, die überwiegende Mehrheit jedoch
ohne dessen formelle Anwendung aufge-
nommen. Dies ist auf unterschiedliche
Gründe zurückzuführen: In zwei Fällen
konnte sich der Betriebsrat auf die Koope-
rationsbereitschaft des Arbeitgebers verlas-
sen, weil dieser selber von der Dringlichkeit
der Projekte überzeugt war; in zwei weite-
ren Fällen zog es der Betriebsrat vor, die
Freistellung auf informellem Wege zu er-
reichen, um dadurch ein grundsätzlich
konfrontatives Verhältnis zwischen den Be-
triebsparteien nicht weiter anzuheizen. Der
höchst unterschiedliche Umgang mit dem
neuen Beteiligungsinstrument verdeut-
licht, dass einheitlich geltende rechtlich-
institutionelle Voraussetzungen keine uni-
formen betrieblichen Umsetzungen nach
sich ziehen.

Das folgende Beispiel legt die Vermutung
nahe, dass letztendlich das Engagement
und die Kreativität der betrieblichen Ak-
teure, also die jeweilige soziale Praxis, da-
rüber entscheidet, ob und vor allem wie das
neue Beteiligungsinstrument Wirkung ent-
faltet.

3.2 MODELLFALL  VEM-SACHSEN-
WERK

Konzeption und Durchführung des Betei-
ligungsprojekts „Erarbeitung einer Be-
triebsvereinbarung zur Gestaltung der be-
trieblichen Arbeitszeit“ in der VEM-Sach-
senwerk GmbH in Dresden mit 450 Be-
schäftigten gelten bislang als idealtypische
Anwendung des § 80 Abs. 2 Satz 3 (Becker/
Thomas 2005; Gramm 2005). Der Be-
triebsrat verfolgte und erreichte in diesem
Fall zweierlei: die grundlegende Überarbei-
tung einer veralteten Arbeitszeitregelung
und – übergeordnet – die Wiederannähe-
rung zwischen Belegschaft und Betriebsrat.
Für ein geschlossenes, beteiligungsorien-
tiertes Vorgehen der Beschäftigten waren
die Ausgangsbedingungen im VEM-Sach-
senwerk denkbar schlecht. Nach dem Aus-
tritt des Werkes aus dem Arbeitgeberver-
band im Jahr 2000 spaltete sich die Beleg-

lastung, sondern wird über einen zusätzli-
chen Akzeptanzgewinn in der Belegschaft
insgesamt durchsetzungsfähiger.

In der neu entstehenden Öffentlichkeit
können die Beschäftigten mit den Worten
des Betriebsrats des kleinsten der beteilig-
ten Unternehmen nun unmittelbarer erle-
ben, „für was der Betriebsrat da ist, welche
Arbeit er leistet“. Ein anderer Betriebsrat
berichtet, dass ihm der novellierte § 80 Abs.
2 Satz 3 die Gelegenheit bietet, die „Bande
zu den Beschäftigten enger zu fassen“ und
diesen gegenüber „eine gewisse Kompetenz
darzustellen (…)“. „Der Zusammenhalt
zwischen Mannschaft und Betriebsrat
kann durch solche Beteiligungsformen nur
besser werden“, so der Leiter des Vertrau-
enskörpers und gleichzeitig stellvertreten-
de Betriebsratsvorsitzende des größten der
sechs Pilotunternehmen. Die Aufwärtsspi-
rale, die durch Beteiligungsprojekte aus-
gelöst wird, ist offensichtlich: Durch die er-
folgreiche Einbindung sachkundiger Ar-
beitnehmer in seine Arbeit gewinnt der Be-
triebsrat an Gestaltungskompetenz und
somit an Durchsetzungsmacht gegenüber
dem Arbeitgeber, was unter den Beschäf-
tigten wiederum die Bereitschaft zu weite-
ren Beteiligungsprojekten erhöht.

(4) Auf- und Ausbau gewerkschaftlicher
Strukturen
Ob die Profilierung des Betriebsrats und
dessen erhöhte Akzeptanz in der Beleg-
schaft unmittelbare organisationspoliti-
sche Effekte im Sinne neu gewonnener
Mitglieder gezeitigt haben, lässt sich nicht
feststellen. Einiges spricht dafür, dass Be-
teiligungsprojekte im Rahmen des § 80
Abs. 2 Satz 3 das Potenzial besitzen, die 
vielfach diskutierte (Re-)Aktivierung der
Vertrauensleutestrukturen mit Leben zu
füllen. In fünf der sechs begleiteten Unter-
nehmen kamen die sachkundigen Arbeit-
nehmer mehrheitlich aus dem Vertrauens-
körper. In dem Unternehmen ohne Ver-
trauenskörper handelte es sich immerhin
um Gewerkschaftsmitglieder. Vier Motiv-
bündel der Betriebsräte unseres Samples
können bei der Auswahl der „Sachkundi-
gen“ unterschieden werden: die Initiierung
neuer Formen der Zusammenarbeit mit
den Vertrauensleuten, die Verbesserung ei-
nes ursprünglich schlechten Verhältnisses
zwischen Betriebsrat und Vertrauensleu-
ten, der erstmalige Aufbau eines Vertrau-
enskörpers sowie das Vordringen in Berei-
che ohne nennenswerten gewerkschaftli-
chen Organisationsgrad.

können. Der in der Vergangenheit auch
schon praktizierte Rückgriff des Betriebs-
rats auf den Sachverstand der Beschäftigten
kann nunmehr mit rechtlicher Absiche-
rung formalisiert werden. Dies stellt auch
eine Perspektive für Großbetriebe dar, in
denen früher informell auf Vertrauensleu-
te oder andere Beschäftigte für Kooperati-
onsarbeiten mit dem Betriebsrat zurückge-
griffen werden konnte, in denen dies aber
aufgrund eines strikten Zeitregimes so
nicht mehr möglich ist.

Aus Sicht der Arbeitgeber liegt der Vor-
zug der intensiveren Einbindung sachkun-
diger Arbeitnehmer in dem best-case-
Szenario optimierter Arbeitsprozesse und
motivierter Belegschaften, die an der Ver-
besserung ihrer Arbeitsbedingungen aktiv
mitwirken.

Die intensivere, weil formell abgesi-
cherte Einbeziehung der Beschäftigten als
„BeraterInnen“ des Betriebsrats, so ein
weiteres Ergebnis aus den Pilotprojekten,
setzt ein modifiziertes Partizipationsver-
ständnis der gewählten Interessenvertre-
tung voraus, das sie in die Lage versetzt,
Abstand von ihrer Rolle als rein repräsen-
tativer Mitbestimmungsakteur zu nehmen.
Um Beschäftigte bzw. Vertrauensleute
nachhaltig in Entscheidungsprozesse ein-
zubinden und Beteiligungsimpulse „von
unten“ anzuregen, muss die vorherrschen-
de Kultur der repräsentativen um Elemen-
te einer Kultur direkter Teilhabe erweitert
werden. Im Interesse einer besseren Zu-
sammenarbeit mit Beschäftigten müssen
Betriebsräte Macht abgeben können. Ihre
durch Delegation erworbenen Beteili-
gungs- und Mitbestimmungsrechte müs-
sen die Betriebsräte an die Beschäftigten
teilweise „zurückdelegieren“.

(3) Verbesserung der Legitimationsbasis
Dieser Prozess der Delegation von Beteili-
gungsmöglichkeiten ist mit authentischem
Umdenken der Betriebsräte verbunden, ei-
ne bloße Inszenierung des Aufbrechens von
Stellvertreterprinzipien – in dem Punkt
waren sich alle Beteiligten in den Betrieben
einig – wäre von vornherein zum Scheitern
verurteilt. Im besten Fall ist im Austausch
für Beteiligungsübertragung auch mit ei-
ner Stärkung der Legitimationsbasis der
Betriebsratsinstitution zu rechnen – so zu-
mindest die ersten Erfahrungen in den Be-
trieben. In jenen Fällen, in denen die Ar-
beitsteilung zwischen Betriebsräten und
Beschäftigten erfolgreich verläuft, profitiert
der Betriebsrat nicht nur von Arbeitsent-
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schaft in eine kleine kämpferische und eine
größere Fraktion, die das Vorgehen der Ge-
schäftsleitung hinnahm. Ein von der Lei-
tung des Vertrauenskörpers organisierter
Warnstreik brach zusammen, nachdem die
Geschäftsleitung mit Betriebsstilllegung
gedroht hatte. In der Folge traten zahlrei-
che Beschäftigte aus der IG Metall aus; die
Christliche Gewerkschaft Metall (CGM)
erreichte bei den Betriebsratswahlen 2002
drei von elf Betriebsratssitzen. Der Be-
triebsrat reagierte auf die verhärteten Fron-
ten und tiefe Verunsicherung in der Beleg-
schaft nun mit einer offensiven Strategie
der Öffentlichkeitsarbeit und des persönli-
chen „Mitarbeitergesprächs“. Um verloren
gegangenes Vertrauen wiederzugewinnen,
beschloss er, die Belegschaft in die Neuge-
staltung der Arbeitszeit unmittelbar einzu-
binden. Unter Rückgriff auf den § 80 Abs.
2 Satz 3 sollten – so die Zielsetzung – eine
umfassende Betriebsvereinbarung über die
betriebliche Gestaltung der Arbeitszeit er-
reicht werden sowie die Einbindung „sach-
kundiger Arbeitnehmer“ in den Vertrau-
enskörper und die generelle Stärkung der
IG Metall im Sachsenwerk.

Kennzeichnend für das effektive Vorge-
hen des Betriebsrats des VEM-Sachsen-
werks ist dessen von Anfang an hochgradig
durchorganisierte und kompromisslos
umgesetzte Konzeption des Beteiligungs-
projektes. Der Betriebsrat reichte einen for-
mellen Antrag auf Freistellung sachkundi-
ger Arbeitnehmer beim Arbeitgeber ein
und setzte auf diesem Weg die projektbe-
zogene Freistellung von insgesamt 14 Aus-
kunftspersonen durch, darunter zehn Ver-
trauensleute und vier „Neue“. Diese wur-
den im Rahmen eines Workshops für ihre
Aufgabe als Bindeglied zwischen Betriebs-
rat und Beschäftigten extra geschult. Die
Beschäftigten bekamen indessen die Gele-
genheit, mittels Fragebogen (vom Betriebs-
rat entworfen) ihre Wünsche bezüglich ei-
ner verbesserten Arbeitszeitorganisation zu
kommunizieren.

Die Auswertung der Erhebung, an der
die Auskunftspersonen beteiligt waren,
wurde bald darauf veröffentlicht, um den
Beschäftigten sichtbare Ergebnisse und die
Relevanz ihrer Kooperation vor Augen zu
führen. Auf der Grundlage der Fragebo-
genergebnisse erarbeitete der Betriebsrat
einen Entwurf für eine Betriebsvereinba-
rung zur Neuregelung der Arbeitszeit, der
in Abstimmung mit den Auskunftsperso-
nen auf einzelnen Abteilungsversammlun-
gen mit den Beschäftigten diskutiert wur-

de. Im Anschluss daran kam es zu ersten
Verhandlungen mit der Geschäftsführung.
Nach zwei betriebsratsinternen Beratun-
gen über die Verhandlungsergebnisse und
zwei Betriebsversammlungen, auf denen
die Belegschaft unterrichtet wurde, konnte
die entsprechende Betriebsvereinbarung
unterzeichnet werden.

Aus Sicht der Projektinitiatoren haben
die Beschäftigten geradezu darauf gewar-
tet, stärker in konzeptionelle Prozesse ein-
gebunden zu werden. Nachhaltige Beteili-
gungsprojekte sollten demnach über den
engen Kreis der Auskunftspersonen mit
möglichst vielen Beschäftigten durchge-
führt werden. „Dafür muss der Betriebsrat
generell bereit sein, seine Arbeitseinstel-
lung und -praxis zu ändern: Statt eine In-
teressenvertretung für sollte er stärker eine
Interessenvertretung mit den Beschäftigten
umsetzen“ (Betriebsratsvorsitzender Sach-
senwerk). Im Lichte der Erfahrungen des
Sachsenwerks bedeutet die vermeintliche
Abgabe von Machtbefugnissen und Kom-
petenzen an die Belegschaft für den Be-
triebsrat in Wirklichkeit Zuwachs an Ak-
zeptanz, Kompetenz und Gestaltungskraft.
Der Vertrauenskörper konnte durch das
Beteiligungsprojekt stabilisiert, ausgetrete-
ne IG Metall-Mitglieder konnten wieder-
gewonnen werden.

4
Fazit

Schlussfolgerungen zur Anwendung des
§ 80 Abs. 2 Satz 3 BetrVG sind aufgrund des
kleinen Untersuchungssamples von sechs
IG Metall-Betrieben freilich unter Vorbe-
halt zu formulieren. Einige Ergebnisse über
das grundsätzliche Potenzial der Einbin-
dung von Beschäftigten als „Experten in ei-
gener Sache“ und somit aktive „Verände-
rungssubjekte“ (Urban/Pickshaus 2003,
S. 271) lassen sich dennoch festhalten:

Eine praxisorientierte Beschäftigtenbe-
teiligung, die gezielt auf den internen Sach-
verstand der Arbeitnehmer zurückgreift
und deren Erfahrungswissen und Innova-
tionspotenzial in projektförmiger Weise er-
schließt, kann die betriebliche Interessen-
vertretung deutlich stärken und trifft auch
auf Belegschaftsfraktionen, deren Wunsch
nach Teilhabe auf gesicherter rechtlicher
Basis erfüllt werden kann, ohne die ge-
wählten Interessenvertretungen zu schwä-
chen. Insofern wird ein Betriebsrat „nur ge-

winnen, wenn er die Interessen der Be-
schäftigten nach Beteiligung, Mitentschei-
dung und dem Wunsch ,ernst genommen
zu werden’ aufgreift“ (Becker/Thomas
2005, S. 209).

Die Projektbeteiligten verbinden mit
dem Ansatz Hoffnungen, die teilweise nur
mittel- oder langfristig realisierbar erschei-
nen: den Ausgleich eines diagnostizierten
Kompetenzverlustes, die Verbesserung der
Legitimationsbasis, Arbeitsentlastung, die
Besetzung neuer Themen und damit die
Erweiterung der Handlungsfelder, die
Bekämpfung der Zersplitterung der Beleg-
schaft durch deren Einbindung sowie die
Verbesserung der Vertrauensleute-Arbeit
und damit eine Stärkung ihrer Machtbasis.
Hybride Beteiligung nach § 80 Abs. 2 Satz
3 kann dabei möglicherweise die Mitbe-
stimmung auf intelligente,Win-win-Situa-
tionen schaffende Weise,„nach unten“ öff-
nen (Schumann 2005, S. 11).

Das neue Instrument stellt allerdings
kein Allheilmittel dar. Seine Anwendung ist
voraussetzungsvoll und die betriebliche
Praxis bislang rar. Sein Schattendasein ver-
dankt der § 80 Abs. 2 Satz 3 nicht nur sei-
ner mangelnden Bekanntheit. Viele Be-
triebsräte scheuen noch den damit verbun-
denen Anfangsaufwand, manche auch die
Delegation von Beteiligung als solche. Al-
lerdings spricht einiges dafür, dass sich dies
zumindest im Organisationsbereich der IG
Metall im Kontext der bevorstehenden be-
trieblichen Umsetzung des Entgeltrahmen-
tarifvertrags (ERA) ändern könnte. Als das
beteiligungsorientierte Vorhaben schlecht-
hin birgt die ERA-Umsetzung die Chance,
der Regelung des BetrVG zu sachkundigen
Arbeitnehmern, die den Betriebsrat bei den
anstehenden, hoch komplexen Neuein-
gruppierungen unterstützen, zu verspäte-
ter Popularität zu verhelfen.

Die bisherigen empirischen Erfahrun-
gen stimmen optimistisch, dass Betriebs-
rätInnen mit den sachkundigen Beschäf-
tigten ihre strategische Defensive in Parti-
zipationsfragen überwinden können.
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